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Änderungsantrag zu PB.L-01

Nach Zeile 635 einfügen:
Umweltpolitik ist Gesundheits- und Sozialpolitik

Wir wollen sozialere, ökologischere und gesündere Lebensverhältnisse für alle Menschen. Ein

Leben in Würde und Freiheit bedeutet ein Recht aller Menschen auf Selbstbestimmung und

Teilhabe. Wir werden eine integrierte Umwelt-, Sozial- und Gesundheitsbetrachtung einführen,

um die Zusammenhänge zwischen Umweltbelastungen, sozialer Benachteiligung und

gesundheitlichen Beeinträchtigungen zu verdeutlichen und anschließend abzustellen. Es geht

u.a. um die Lebensqualität in Quartieren mit gesundheitsschädlicher Luftbelastung und hohem

Lärmpegel, die sozialen Folgen des Klimawandels und der Klimaanpassung, oder auch prekären

Beschäftigungsverhätnissen z.B. in der Landwirtschaft.

Wir betrachten Umweltgerechtigkeit aber auch global: Globale Umweltgerechtigkeit nimmt die

historische Verantwortung der Industriestaaten für die Zerstörung der Umwelt in den Blick.

Deshalb sind wir in der Pflicht, die ökologischen und sozialen Kosten unseres Wirtschaftens zu

reduzieren, statt sie in andere Weltregionen zu verlagern, sowie diejenigen zu unterstützen, die

schon heute stark von Umweltzerstörungen betroffen sind und das in Zukunft noch stärker sein

werden."

Begründung

Umweltbelastungen, gesundheitliche Gefahren etc treffen sozial benachteiligte/arme Menschen

häufiger als die Mittelschicht oder wohlhabende Menschen. Auch die Folgen des Klimawandels

(Hitze, Wasserknappheit, ,,,) sind eín eng bewohnten Quartieren problematischer als in der

Einfamilienhaussiedlung auf dem Land, und Klimaanpassung können sich vermögenden Menschen/

Länder eher leisten als andere. Der Begriff der Umweltgerechtigkeit/ environmental justice umfasst

dies - und noch mehr. Wir sollten Umwelt- Sozial und Gesundheitspolitik immer zusammen und

umfassend denken, auch um gegenüber der politischen Konkurrenz deutlich zu machen, dass wir

Politik nicht für die Besserverdienenden machen sondern für ale Menschen
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